
___ -132/
____ /-1~.

AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES

DES KANTONS SOLOTHURN

VOM

16. Januar 1979 Nr. 302

Die Einwohnergerneinde Zullwil ersucht um Genehmigung ihrer

Ortsplanühg (Zonenplan und Baureglement). Die öffentliche Auf

lage nach den ~Vorschriften des Baugesetzes (~ 12 Ba.uG) ist in

der Zeit vorn 5, August bis 3. September 1977 erfolgt0 Es sind

15 Einsprachen eingegangen, die der Gemeinderat gütlicl-i er—

ledigt oder abgewiesen hat, Zwei Einsprecher riefen die Ge—

meindeversarnmlung an, welche aber. die Beschwerden abgelehnt

und die Örtsplanung genehmigt hat. Einzig das Gebiet ttBUhl—

garten~ hdt~ die Gemeindeversarnrnlung von der Genehmigung ausge—

nommen. und zür Ueberarbeitung an den Gemeinderat zurückge~

wiesen. Gegen den Beschluss der Gerneindeversarnmlung vom 9. Juni

1978 führt Herr Marcel Stebler, Zullwil, vertreten durch Herrn

Dr. von Ins, Fürs~rech und Notar, Dornach, Beschwerde beim

Regierungsrat.

ierun srat sbell est und zieht in Erv~

Die~Beschwerde von FIex~rn Stebler hält die Rechtsmittelfrist

ein, Als Grundeigentümer ist dieser berechtigt, Beschwerde

zu führen, Es wird darauf eingetreten. Der Beschwerdeführer

stellt den Antrags

~l, Im Baugebiet ICappel ist die zweistöckige Bauweise im

Bebauungsplan vorzusehen,

2, Die Strassen±‘üh~ung Katzenflühli ist nach Nordwesten zu

verlegen, damit d~s Grundstück des Einsprechers noch

~weckmäs~ig über~au-b werdeil. kann, oder überhaupt aus dem

Plan zti ~tr~ichen,

3, Es sind die .Gr~und~tücke Mm, 491k 493 und 494 aus der pro—

jektie.rten.Bauz~n&auszuscheiden.11
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Die BegrUndung ergibt sich aus den nachfolgenden Erwägungen,

Die Gemeinde hat sich mit Schreiben vom 22, Juli 1970 vernehmen

lassen und stellt den Antrag, die Beschwerde abzuweisen, Am

5, September 1978 haben Beamte des Bau—Departementes einen-Augen
schein vorgenommen und eine Parteiverhandlung durchgefUhrt.

Der Beschwerdeführer stellt den Antrag, im Baugebiet “Kappen—

matt“ eine 2—geschossige Bauweise vorzusehen; an diesem SUd—

hang ist im Plan eine lLgeschossigö Bauzone (E 1) ausgeschieden.

Dort sind ein Vollgeschoss sowie t~ilweise ein Keller— und Dach—

geschoss zulässig, flach § 21 Baureglement zählt ein Keller—

oder Dachgeschoss als Vollgescho~s, wenn die ausg~baute Wohn

fläche mehr als 40 % der Bruttofläche des Normalgeschosses

ausmacht, Der Beschw~rdefUhrer madht nun geltend, dieses Ge

biet E 1 in-der “Kappenmatt“ sei bis heute zweistöckig über—

baut worden, Es umfasse ca. 80 a Bauland, Davon seien ca. 16 a

mit zweistöckigen Wohnhäuser~n überbaut, Es sei unzweckmässig,

dort nur noci l—ges~hossige B~t~ten zu bewilligen. Im übrigen

komme die Verringerung der~AusnUtzungsziffer (AZ) einer Ver—

schleuderung von Bauland gleich und führe zu erheblich höheren

Baukosten,

Nach § 1 BauG sind die Gemeinden ermächtigt, das Bauplanver—

fahren einzuführen, das aus der Aufstellung von Baureglementen

un.d Bebauungsplänen besteht, Wie die. Pläne und Reglemente zu

gestalten sind, wird im Baugesetz nicht in allen Einzelheiten

abschliessend bestimmt, sondern weitgehend den Gemeinden über

lassen, Diesen steht daher auf dem Gebiete des Planverfahrens

eine recht erhebliche eigene Entscheidungsbefugnis zu; sie

sind im Planverfahren grundsätzlich autonom, Daran vermag die

Tatsache nichts zu ~indern, d.~s die Plö.ne durch den Regierungs—

rat genehmigt werden müssen, Im r~egierungsrätlichen G~—

nehmigungsverfahren werden die Pläne auf Rechtmassigk~it und

auf “qualifizierte Unangemessenheit“ hin überprüft, Eine

Qualifizierte Unangemessenheit“ besteht, wenn vorn Standpunkt

einer geordneten und zweckmässigen Planung aus betrachtet,
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die von ‚einer ~nde.besch1ossenePlan~inschwe~rieender

~ner1~annteGrundsä~ze der

~verstosstunds1c1am1bsachlic1~ver~arenArumenten
~ertindenlasst,

Der Be~öhw~d~führer ver1a~gt vom Regierungsrat die Ausscheidung

einer 2—~e~chb~sigen Wohnzone anstelle einer l~geschossigen,

Eine solche wäre an sich auch vertretbar~ die Kognitionsbefugnis

des Regierungsrates im Genehrnigungsverfahren geht jedoch nicht

soweit, Die Genehmigungsinstanz des Regierung~ates darf

lediglich nach sachlichem Ermessen den zur Genehmigung vorge—

legten..Plan beurteilen und diesen entweder bill~gen oder ab~

l~hnen. Allenfalls kann es das Gebot der Verhältnismässigkeit

erheischen, einen Plan lediglich teilweise zu genehmigen, Es

liegt aber nicht in der Kompetenz des Regierungsrates in der

Prüfung einer Planung sein Ermessen an die Stelle desjeniger~.

der zuständigen Gemeindeorgane zu setzen und die ihm als beste

er~scheinende Lösung einer Gemeinde aufzuzwingen, wenn die

Lösung de.r Gemeinde sachlich vertretbar ist; damit wUrde er

gegen den Grundsatz der Planungsautonomie der Gemeinde ver

stossen, Dem Antrag des Beschwerdeführers, eine 2—geschossige

Zone auszuscheiden, kann deshalb zum voraus nicht entsprochen

werden, Es ist übrigens sachlich richtig, an diesem SUd~iang

eine 1—geschossige Bauzone auszuscheiden, Gerade die heute, he~

stehende Ueberbauung zeigt, dass es in diesem Gebiet wichtig

ist~ die Ueberbauung niedrig zu gestalten, damit keine Be

einträchtigung des Landschaftsbildes erfolgt, Die in‘ dieser

Zone vorgesehene AZ von 0,3 entspricht den üblichen Ansätzen

in Zonen für Einfamilienhäuser, Die nicht bewiesene Behauptung,

die. 1—geschossige Bauweise. mit .teilweisem Ausbau des Keller—

und Dachgeschosses sei. te.ure~‘. als eine mehrgeschossige Bau

weise, kann für die Auss.chöidnhg einer Zone auch nicht aus—

schlag‘g~hend sein, .f‘

iiiL dem zweiten Antrag stellL der Beschwerdefunrer das ne—

gehren, die Stras s enführung im “Katz enflühli“ nach Nordwesten

zu verschieben oder überhaupt die Strasse aus dem Plan zu
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streichen, Soweit eine. Verlegung der Strasse verlangt wird,

kann dem Begehren aus de~ ;aben dargelegten Grunds~tzen zum

voraus nicht entsprochen ~We±~den~. Zu. prüfen bleibt im Db—

schwerde— und Genehmigungsverfahren einzig, -ob die geplante

Strasse gegen Rechtsgrund~ätze verstosse oder “qualifiziert

unangemessen“ sei, Der Beschwerdeführer macht geltend, das

Str~ssenareal komme voll auf sein Grundstück zu liegen, ob

wohl diese ganz oder vorwiegend nur der Erschliessung des

oberhalb der Strasse gelegenen Grundstückes diene, Das wider—

soreche dem Grundsatz einer gerechten Verteilung der Dc—

lastun~ und dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit,

Die umstrittene Strasse im “Katzenflühli“ erschliesst in einer

nach Nordwesten abfallenden Hanglagebeidseits eine Bautiefe

und entspricht damit einem allgemein anerkannten Grundsatz

der Strassenplanung. Es trifft zu, dass bei einer Ueberbauung

der unterhalb der Strasse gelegenen--Parzellen die Entwässerung

gewisse Schwierigkeiten bieten wird0 Doch ist eine einwandfrbIe

Entwässerung bei einer entsprechenden Ueberbauung technisch

ohne weiteres möglich Wie dab ~rundstück zu entwäs~e~‘n- :ist,

muss im generellen Nanalisatio~~±~ojekt (GEB) aufgezeigt

werden, :--.j

Grundsätzlich soll ein Strasse~aareal gleichmässig auf das

Grundeigentum verteilt werden, es sei denn, Gründe einer

zweckmässigen Planung sprächen dagegen0 Im vorliegenden Fall

ist die Linienführung der Strasse durch die beidseits zu er—

schliessende Bautiefe gegeben0 ~einseitio‘elas~n des

~h~~erdefti11rer~irddurcheji1eBaulandumletmbe11o1Den

~8~12~1978
~~~cherthab, Bei einer Baulandumlegung müssen alle

Grunc~-igentümer prozentual gleich viel Land für eine-Strasse

abtreten, so dass alle wiederum gleich belastet sind, Somit

ist der Einwand des Beschwerdeführers nicht stichhaltig und

seine Beschwerde wird in diesem Punkt abgewiesen.



Im Gebiet oberhalb des 11Bühlgdrtens~ be~itzt der Beschwerde—

führer die GruhdstUcke Hrn. 491, 49~ und 494 im Halte von..

ca. 72 a, die der Wohnzone W 1, 2. Etappe, zugeteilt sind,

Er verlangt nun in seinem dritten Antrag, dass~diese Grund

stücke. niöht in die Bauzone aufgenommen werden, Er begründet

sein Begehren im wesentlichen damit, dass die Gemeindever—

sammlung das anstossende Gebiet ~Bühlgarten~ von der Genehmigung

ausgenommen habe, Seine Grundstücke seien damit vom übrige~

Bau~ebiet und vom Dorfkern abgeschnitten. Im übrigen sei dhn

Baugebiet von Zullwil zu gross..

Die Gemeindeversammlung hat das Ge1~iet ~Bühlgarten~ von der

Genehmigung ausgenommen und zur Neuüherarbeitung der Planung

an den Gemeinderatzurückgestellt, weil in diesem Gebiet

noch verschiedene Einsprachen, welche die Erschliessung betreffen,

nLcht befriediqencl behandel~ werden konnten, Die Ein—

zonu~ng des ~Bühlgartens“ ist an si~ch nicht bestritten, sondern

lediglich die Erschliessung. Die Behauptung des Beschwerde—

führers, dieses Gebiet sei aus der Bauzone herausgenommen worden,

trifft folglich nicht zu, Die Planuiig iii diese~ Gebiet, in~be—

sondere die Erschliessung müssen neustudiert werden, Das Ge~

biet soll eingezont werden, wenn auch di~ Erschliessung be

friedigend gelöst ist,

Der “BUhlgarten~ und das angrenzende Gebiet mit den Grundstücken

des Beschwerdeführers bilden mindestens für die Erschliessung

eine Einheit, Wenn deshalb der “Bühlgar~en~ neu überarbeitet

wird, ist es vorn Standpunkt der Planung aus betrachtet er

forderlich, auch das darüber liegende Gebiet mit den Grund~

stücken des Bes chwerdeführers in die Prüfung einzubeziehen,

Ohne einheitliche Betrachtung des ganzen Einzugsgebietes können

keine sinnvollen V~rianten zur Erschliessung gefunden werde~i,

Ein isoliertes Herausnehmen des “Bühlgartens~ aus der Plange—

nehmigung, ohne Einbezug des Gebietes des Beschwerdeführers

erscheint dösl-ialb 11qualifiziert unangemessen~. Dieses Gebiet

ist gleich zu behandeln wie der UBülalgartent). Somit nimmt der
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Regieru~~rat das ganze ~b~rhaibdes Bühlgartens gelegene Ge—

biet der:Woh±lzone V 2~2~.Etappe~und den westlichenTeil von

GB Nr,~49~in der V ~ Etappe, von der Genehmigung aus,

Die G~rnE~hde hat die Planung in diesem Gebiet in Verbindung

mit dem ~Btihlgarten~ ne~ zu ~tudi~ren und auszi~arbeiten, Ob

ein and~es Erschliessungsko~zept auch eine andere Baugebiets—.~,

ah~renzung ergibt, bleibt~offen und kann heute ‚nQ,cI‘i nicht be

urteilt werden, Das Begehren des Deschwerdeführers, seine

Grundstücke aus dem Baugebiet zu entlassen, kan~-deshalh ip

heutigen Zeitpunkt noch nicht entschieden werden, Mit der:

Nichtgenehmigung und Zurückweisung des Planes in diesem Gebiet

wird sein Begehren gegenstandslos, Allerdings wircl~der Gemeinde

empfohlei~,na~h einer Lösung zu suchen, bei der die Grundstücke

des Beschwdrdeführers möglichst nicht in die Bauzone aufge~

nommen werdön, Eine Verkleinerung der Bauzone dürfte im

öffentlichen Interesse liegen und sollte dort unbedingt ange

strebt werden, wo die GrundeigentU1i~ör kein Interesse an Bau

land haben,

Entsprechend dem Ausgang desVerfalfrens hat der Beschwerde—

führer einen Teil der Veffahrenskosten zu übernehmen, Es.~er—

scheint angemessen, ihn mit einer Entscheidgebühr von Er, l5O~;—

zu belasten, Der von ihm geleistete Mostenvorschus~ wird ver~

rechnet,

Im übrigen gibt der Zonenplan zu keinen Bemerkungen Anlass,

Formell würde das Verfahren riöhtigH dui~öhgeführt,

Es wird,:‘ .. . . .‘

beschlos:sen~‘, ‘.:: ‘

1, Der allgemeine Bebauungsplan und das Baureglemen.t der

Einwohnergemeinde Zullwil werden genehmigt, mi L Ausnahme

der oberhalb des Geb~ei~es ~Buhlgarben“ gelegenen ~T 2,

2, Etappe und des. wesb1ic1~ei~ T.ail,s ‚von GB.Nr, 493 in der

~! 2, 1 Etappe, Dieses Gebiet wird zur I‘euplemung an d~e

Gemeinde zurückgewiesene
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2, Die Beschwerde.~von Herrn i“iarcel Stehler, Zullwil, vertreten

durch Herrn, Dr. von Ins, Fürsprech und Notar, Dornach, wird

abgewiesen bzw. im Sinne d~r Erwägungen als gegenstandlos

von der Geschäftskontrolle abgeschrieben, Der Eesch~erde—

führer hat nach dem Ergebnis des Verfahrens einen Anteil

der Verfahrenskosten mit., einer Entscheidgebü.hr, zusammen

Fr. 150.— zu bezahlen, die iut dem geleisteten Kosten—

~x~chuss verrechnet werden,

3, Dem Amt für Raumplanung. sind bis spätestens 28, Februar 1979
noch vier bereinigte Plansatze, wovon ein Exemplar auf Lein

wand aufgezogen, zuzustellen., Die Pläne sind mit d~m Ge—

~hmigung~verm~rk der Gemeinde zu versehen,

4, Frühere Pläne, mit Ausnahme der Baulandumlegung ~Wegacker~,

RRB Nr., 4553 vom 16.8.1974, Baulandumlegung ~Btihntenackeru,

RRE Nr. 5185 vom 16.9.1975, Strassen—. und Baulinienplan

~Hofackerweg~, RRB Nr. 6160 vom 28,10,1977, Strassen— und

Baulinienplan.- ~0lterweg—Kirchweg—Grabenackerweg“, RRB Nr.

1063 vom 28,2,l978,..Strassen— und Bau1ini~nplanBaugebiet

~titterach~t, RRB Nr. 5475 vom .3,10,1978, sind aufgehoben,

~

Entscheidgebühr inkl, Verfahrenskosten Fr. 150.——

.1. Kostenvorschuss Fr,l50~——

Genehmigungsgebühr: Fr., 200.,——

Publikationskosten: Fr.l8~—— (Staatskanzlei Nr. 54 ) KK

Fr, 218,——
Der Staats schreiber

-

~erti~o‘enSeite8
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Ba~—De~artem~nt (2) ~y =

Anr1~flir Raumplanung (5), ~

~Kant~ Fi~anz~t~r~a1tung (.2:)

Kant, Tiefbauamt (2)

Amt ftir Wasse~wirtschaft (2)

Kreisb~auamt II~ 4145 Dornach~ ~it1en,P1~Jfo1tsoä~ce~

Amtschreiberei Thierstein, Breitenbach, ~it1en.~~nj~1t

Sekretariat der Katasterschatzung (2)

Baukomiiission der EG, 42L9 Zuliwil (5), ~l~en,P1anfo1t

Arnmannamtd~r EG, 4249.Zullwil (2)

Herrn Dr. von Ins,~.FUrsprech und Notar, Fi~iede~asgass~.2,
4145 Dornach / EINSCHREIBEN

Amtsblatt Publikation:. Der allgemeine Bebauung~pian und das

Baur~glernent der Einwohnergemeinde:Zu1l~

wil werden genehmigt.


